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daß jeder Geschädigte seinen eigenen A ntrag als den 
allerdringlichsten ansieht, über die immer w ieder aus­
gesprochene Erwartung, daß nicht »bürokratisch“ nach 
Paragraphen, sondern mit dem Herzen und mit 
menschlichem Verständnis über die A nträge entschie­
den werden möge; über den nur beschränkten Um­
fang der jeweils zur Verfügung stehenden M ittel und 
die Überlastung der Ausgleichsdienststellen mit A n­
trägen, über die Tatsache, daß unendlich viel A rbeits­
zeit durch Rückfragen der A ntragsteller verloren geht, 
über die nun einmal notwendigerweise gegebene Bin- 
dimg der Ämter an die Gesetze und W eisungen, und

so fort. Die Durchführung des Lastenausgleichs ver­
langt von den Geschädigten noch w eiterhin v ie l Ge­
duld und von den Bediensteten ein Höchstmaß von 
Einsatzbereitschaft imd Arbeitsfreude. Zwei ausschlag­
gebende Merkmale beherrschen den Lastenausgleich 
und werden an seinem Ende stehen, wie sie an sei­
nem Anfang gestanden haben:
Die Begrenzung der Belastungsfähigkeit der Abgabe­
pflichtigen durch die volkswirtschaftlichen Möglich­
keiten, und die Notwendigkeit, die aufkommenden 
M ittel nach den. Grundsätzen der sozialen Gerechtig­
keit zu verteilen.

Die Kriegsopferversorgung in der Bundesrepublik
Kurt Pohle, M. d, B., Bonn

Das alte Reichsversorgungsgesetz vom 12. Mai 1920 
w urde durch das Kontrollratsgesetz vom 20. A u­

gust 1946 mit allen Nebengesetzen aufgehoben. Die 
Anordnungen der M ilitärregierungen hatten die Zahlung 
von Versorgungsgebühm issen schon vor diesem Auf­
hebungstermin zur Einstellung gebracht. Im Jahre 1947 
kam es dann in der amerikanisch besetzten Zone zu 
einer Neuregelung durch das KB-Leistungsgesetz, in 
der britisch besetzten Zone zu einer Regelung nach 
der Sozialversicherungsdirektive Nr. 27 vom 2. Mai 
1947, in  der französisch besetzten Zone im Lande Rhein­
land-Pfalz durch das Landesversorgungsgesetz vom 
18. Januar 1949, im Lande W ürttemberg-Hohenzollern 
durch das KB-Leistungsgesetz vom 11. Januar 1949, 
w ährend im Lande Baden weiterhin das alte Reichs­
versorgungsgesetz mit einigen Einschränkungen cui- 
gewendet werden konnte.
Der W irtschaftsrat hat im Jahre 1949 noch ein An­
gleichungsgesetz für die Bizone zu erlassen versucht, 
um die Unterschiede in der Kriegsopferversorgung 
wenigstens einigermaßen auszugleichen, doch ver­
sagten die M ilitärgouverneure diesem Gesetz ihre Ge­
nehmigung.

GESETZLICHE REGELUNG
Durch den Art. 74 des Grundgesetzes konnte nadi der 
Bildung von Bundestag und Bundesregierung endlich 
wieder das auseinandergelaufene Versorgungsrecht 
der Kriegsopfer einer einheitlichen Regelung zugeführt 
werden. Der Bundestag beschloß am 2. Februar 1950 
ein Überbrückungsgesetz zur Verbesserung von Lei­
stungen an Kriegsopfer, das rückwirkend mit dem 
1. Januar 1950 in Kraft trat. Am 19. Oktober 1950 ver­
abschiedete dann der Bundestag das Bundesversor­
gungsgesetz, das mit W irkung vom 1. Oktober 1950 
die Versorgung der Opfer des Krieges bundeseinheit­
lich regelt. In diesem Gesetz wurde auch erstmalig 
die Gesetzesgleichheit mit Berlin hergestellt. Zu die­
sem Gesetz sind bisher drei ergänzende und die Lei­
stungen des Gesetzes zum Teil verbessernde Novellen 
gekommen, wovon die letzte am 1. Januar 1955 in 
ihren wesentlichen Bestimmungen wirksam wurde. 
Das Bundesversorgungsgesetz ist kein Neubau. Die 
Fundamente und der Grundriß des früheren Reichs­

versorgungsgesetzes sind beibehalten worden. Die 
einzelnen Abschnittswohnungen in dem Bundesver­
sorgungsgesetz sind teilweise k leiner geworden, was 
mit der großen Zahl von 4,3 Mill. Versorgungsberech­
tigten begründet wird, wobei m an aber a n  der posi­
tiven Ergänzung durch die fürsorgerischen Bestimmun­
gen dieses Gesetzes nicht Vorbeigehen kann. Neben 
den reinen Rentenleistungen sind die Bestimmungen 
über die Heilbehandlung, um den Gesundheitszustand 
des Beschädigten zu bessern und seine Arbeitsfähig­
keit zu erhalten, sowie die Bestimmungen über die 
Gewährung von Erziehungsbeihilfen an  Beschädigte 
und H interbliebene zur Sicherstellung der Schul- und 
Berufsausbildung der unterhaltsberechtigten Kinder 
von wesentlicher Bedeutung.

LEISTUNGEN
Die Versorgung wird auf A ntrag gew ährt und umfaßt 
Heilbehandlung, Krankengeld und Hausgeld, soziale 
Fürsorge, Arbeits- und Berufsförderung, Beschädigten­
rente und Pflegezulagen, Bestattungsgeld und Bezüge 
für das S terbevierteljahr,' H interbliebenenrente und 
Bestattungsgeld beim Tode von Hinterbliebenen. Wenn 
ein Anspruch auf Rente festgestellt worden ist, so wird 
wegen anerkannter Folgen der Schädigung Heilbehand­
lung gewährt. Schwerbeschädigte erhalten auch für 
Gesundheitsstörungen, die nicht Folge einer Schädi­
gung sind, Heilbehandlung. Angehörige Schwerbeschä­
digter, die mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft leben 
und von ihnen überwiegend unterhalten werden, er­
halten am bulante ärztliche und zahnärztliche Behand­
lung, Arznei- und Verbandmittel sowie Krankenhaus­
behandlung, wenn die Krankenbehandlung nicht ander­
weitig sichergestellt ist oder sichergestellt werden 
kann. Wichtig ist für den Beschädigten auch die Aus­
stattung mit Körperersatzstücken, orthopädischen und 
anderen Hilfsmitteln. Wünscht der Blinde einen Führ- 
hund, so muß auch dieser durch die orthopädische 
V ersorgungsstejle beschafft werden. Der Unterhalts­
betrag für den Führhund von monatlich 25 DM steht 
jetzt jedem Blinden als sogenannte Führhilfe zu.
Die §§ 25—27 des Gesetzes umfassen die soziale Für­
sorge und die Arbeits- und Berufsförderung. Es ist 
eine der vordringlichsten Aufgaben der mit der Durch­
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führung dieser Bestimmungen betrauten Fürsorge- und 
Hauptfürsorgestellen, dem Besdiädigten alle Möglich­
keiten dafür zu gewähren, daß er in seinem alten Be­
ruf W eiterarbeiten oder durch eine entsprechende Be- 
rufsumschulung einen anderen Beruf ausüben kann, 
ohne daß er in seiner sozialen Stellung absinkt. Für 
Kriegsblinde, Ohnhänder und sonstige Empfänger einer 
Pflegezulage sowie für H irnverletzte haben die hier­
für zuständigen Hauptfürsorgestellen eine wirksame 
Sonderfürsorge durchzuführen. Die Beschäftigung 
Schwerbeschädigter ist durch ein besonderes Schwer­
beschädigtengesetz vom 16. Juni 1953 geregelt. Nach 
diesem Gesetz müssen alle Arbeitgeber, die über 
wenigstens sieben Arbeitsplätze verfügen, wenigstens 
einen Schwerbeschädigten beschäftigen. Die Verwal­
tungen des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
der sonstigen Körperschaften, Stiftungen und Anstalten 
des öffentlichen Rechts, die privaten Banken, Versiche­
rungen und Bausparkassen haben auf wenigstens 10 V» 
der Arbeitsplätze Schwerbeschädigte zu beschäftigen. 
Für die sonstigen öffentlichen und privaten  Betriebe 
ist eine Beschäftigung von 8 “/» vorgeschrieben. Die 
Zahl der arbeitslosen Schwerbeschädigten im Bundes­
gebiet beträgt gegenwärtig noch rund 30 000, und ihre 
Unterbringung ist wesentlich mit der inneren Umsied­
lung und der Errichtung von W ohnraiun in der Nähe 
des Arbeitsplatzes verknüpft. Bei der Schaffung des 
Gesetzes über die Beschäftigung Schwerbeschädigter 
ging man von einer Zahl von 713 795 anerkannten 
Kriegsbeschädigten mit einer Erwerbsminderung von 
wenigstens 50"/# aus.
Die Erziehungsbeihilfen sollen den W aisen und den 
Kindern von Beschädigten eine Schul- und Berufsaus­
bildung ermöglichen, wie sie ohne den V erlust oder 
die Schädigung des Ernährers möglich gewesen wäre. 
Die Erziehungsbeihilfe ist so zu bemessen, daß sie in 
Verbindung mit dem sonstigen Einkommen die Durch­
führung der Ausbildung sicherstellt. Der Grundsatz der 
individuellen Fürsorge hat in der Durchführung dieser 
Gesetzesbestimmung ein Bewährungsfeld höchster 
menschlicher Leistung vor sich.
Das Bundesversorgungsgesetz kennt die Grundrente 
und die Ausgleichsrente. Auf die Grundrente hat jeder 
Beschädigte Anspruch, solange seine Erwerbsfähigkeit 
infolge der Schädigung um 25 “/» oder mehr gemindert 
ist. Beträgt die M inderung der Erwerbsfähigkeit 50 Vo 
und mehr, so gehört der Betreffende zum Kreis der 
Schwerbeschädigten und hat Anspruch auf eine Aus­
gleichsrente, wenn die hierfür festgesetzten Einkom­
mensgrenzen nicht überschritten sind.
Die Grundrente beträgt monatlich bei einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit

um 30 o/o 18 DM um 6 0  43 DM
um 40 %  24 DM um  70 %  56 DM
um 50%  31 DM um BO«/o 83 DM

bei E rw erbsunfähigkeit 97 DM

Die volle Ausgleichsrente beträgt monatlich bei einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um 50 "/o 52 DM und 
bei Erwerbsunfähigkeit 120 DM. Ausgleichsrente ist 
nur insoweit zu gewähren, als sie zusammen mit dem 
sonstigen Einkommen bei einer M inderung der Er­
werbsfähigkeit um 5 0 “/» 100 DM und bei Erwerbs­
unfähigkeit 175 DM nicht übersteigt.

Um den Rahmen dieser Abhandlung nicht mit der Auf­
zählung der einzelnen Rentenposten zu sprengen, sei 
der Bedeutung halber nur noch darauf hingewiesen, 
daß sich die Teilung der Renten in Grund- und Aus­
gleichsrente auch bei den Rentenbezügen der W itwen 
und W aisen fortsetzt. Im Falle der W iederverheiratung 
erhält die W itwe anstelle des Anspruchs auf Rente 
eine Abfindung von 1200 DM. Elternrente wird für die 
Dauer der Bedürftigkeit unter bestimmten V oraus­
setzungen gewährt, wenn der Verstorbene der Er­
nährer seiner Eltern gewesen ist oder geworden wäre. 
Zur Übertragung des Rentenanspruchs auf andere Per- 
sonen unter bestimmten Bedingungen ist immer die 
Genehmigung der Hauptfürsorgestelle notwendig.

KAPITALISIERUNGSMÖGLICHKEITEN 
W enn sich die soziale Fürsorge nach diesem Gesetz 
der Beschädigten und Hinterbliebenen in allen Lebens­
lagen annehmen soll, so ist es selbstverständlich, daß 
man auch dem W ohnungsbau und der Existenzgrün­
dung von Schwerbeschädigten besondere Aufmerk­
samkeit widmen muß. Vom Bundesversorgungsgesetz 
aus gesehen, ist hierbei das Kapitel der Kapitalabfln- 
dung noch bem erkenswert. Zum Zwecke des Erwerbs 
oder der wirtschaftlichen Stärkung eigenen Grund­
besitzes oder zum Zwecke des Erwerbs grundstüdcs- 
gleicher Rechte können Schwerbeschädigte durch Zah­
lung eines Kapitals abgefunden werden. Ebenso kann 
eine Kapitalabfindung auch gewährt werden zum Er­
werb der Mitgliedschaft in einem als gemeinnützig an­
erkannten Wohnungs- oder Siedlungsunternehmen, so­
fern hierdurch die Anwartschaft auf baldige Zuteilung 
einer W ohnung oder Siedlerstelle durch dieses Unter­
nehmen sichergestellt wird. Ebenso kann die Kapital­
abfindung zum Abschluß eines Bausparvertrages mit 
einer Bausparkasse oder mit dem Beamten-Heim- 
stättenw erk gewährt werden. Grundsätzlich sollen die 
Kapitalabfindungen vom 21. bis zur Erreichung des 
55. Lebensjahres gewährt werden, doch sind Ausnah­
men auch nach Erreichung des fünfundfünfzigsten 
Lebensjahres unter bestimmten Bedingungen möglich. 
Kapitalisiert kann nur die Grundrente werden, und 
die Kapitalabfindung ist auf einen Zeitraum von 10 
Jahren beschränkt. A ls Abfindungssumme wird das 
Neunfache des der Kapitalabfindung zugrunde liegen­
den Jahresbetrages gezahlt. Nach der zweiten Novelle 
zum BVG vom 1. 8. 1953 kann die Kapitalabfindung 
aud i rentenberechtigten W itwen gew ährt werden.
Die Kapitalabfindungsbestimmungen des alten Reichs­
versorgungsgesetzes wie des Bundesversorgungsgeset­
zes haben sich in  vielen Fällen segensreich ausgewirkt. 
Schmerzlich w ar es allerdings für die A ntragsteller 
einer Kapitalabfindung, die durch die Nachuntersuchung 
anstelle der erstrebten Kapitalabfindung eine Herab­
setzung ihres Erwerbsminderungsgrades und den 
Verlust ihrer Schwerbeschädigteneigenschaft erfahren 
mußten. Es ist dies ein Vorgang, der überhaupt bei 
Nachuntersuchungen unter den Kriegsbeschädigten 
viel V erbitterung geschaffen hat, wenn nach Jahren 
durch einen W andel der ärztlichen Erkenntnis ein an­
erkanntes Versorgungsleiden plötzlich als ein anlage­
bedingtes Leiden gew ertet wird.
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Nach § 31 der Reichsgnmdsätze über Voraussetzung, 
Art lind Maß der öffentlidien Fürsorge soll von der 
M öglidikeit,' Besdiädigten und Hinterbliebenen Dar- 
löhen gegen Verpfändung ihrer Versorgungsgebühr­
nisse zur Sidierung ihrer w irtsdiaftlidien Selbstän­
digkeit zu gewähren, tunlidist Gebraudi gem adit 
werden. Die Fürsorgestellen und die H auptfürsorge­
stellen gewähren Darlehen, Beihilfen und Existenz­
aufbauhilfen. Die M öglidikeiten der Inansprudinahme 
sind begrenzt durdi die Mittel, die für soldie Zwedie 
in deii einzelnen Ländern bzw. den Landesfürsorge­
verbänden bereitgestellt werden können. Die Unzuläng- 
lidikeit der in einzelnen Bezirken zur Verfügung 
stehenden Mittel für die Zwedce einer Existenzgrün­
dung hat ergänzend private Hilfsorganisationen auf 
den Plan gerufen, die dem Schwerbesdiädigten in der 
Erringung einer selbständigen Existenz als H andwerker 
wie als Kaufmann die nodi fehlende Hilfestellung ge­
währen. Die Sdiwierigkeiten dieser fehlenden Mittel 
für Existenzgründungen und Hausrathilfen, die nadi 
Maßgabe der im Haushalt eingesetzten Beträge audi 
nad i dem Entsdiädigungsgesetz für ehemalige Kriegs­
gefangene gew ährt werden können, ergeben sidi 
ebenfalls bei der Durdiführung dieses Gesetzes. Die 
K annvorsdiriften bleiben eben eine Deklamation, 
wenn nicht audi dem entsprediende Beträge in den 
Haushalten der Länder und des Bundes stehen.
Dem Sdiwerbesdiädigten, der sidi aus eigener Kraft 
helfen will, muß bei vorliegenden sonstigen Vor­
aussetzungen die Starthilfe aus öffentlidien Mitteln 
in ausreidiendem Maße gewährt werden. Diese S tart­
hilfe ist heute vielfadi nodi unzulänglidi. Eine bessere 
Dotierung der Fürsorgestellen und Hauptfürsorgestel- 
len ersdieint als ein Gebot der Stunde.
Einer N euregelung bedarf audi das Ausweis- und V er­
günstigungswesen. Die möglidist billige Erreidiung des 
Arbeitsplatzes und die kulturelle Entspannung zu er- 
sdiwinglidien Preisen sind w ir dem Sdiwerbesdiädig­

ten sdiuldig, der nidit mit seinem Sdiidisal hadern, 
sondern es überwinden will. Die Förderung des V er­
sehrtensports ist eine öifentlidie Aufgabe allerersten 
Ranges. Der blinde Sdiwimmer hat sein sdiweres 
Sdiidisal gem eistert und hat etwas von verlorener 
Lebensfreude zurüdigewonnen.

PERSONENKREIS

Wir haben im Bundesgebiet nadi den letzten Feststel­
lungen insgesamt 1 516 028 Besdiädigte mit einem An- 
sprudi auf Versorgungsbezüge. Die Zahl der W itwen 
und W itwer beträgt 1 183187, die der Halbwaisen 
1 215 375, die der Vollwaisen 52 985. An Elternteilen, 
die einen anerkannten A nsprudi auf Ellernrente haben, 
gibt es 187 676, und die Kopfzahl der E lternpaare be­
trägt 141 076,
Im Bundesgebiet harren nodi rund 250 000 V ersor­
gungsanträge ihrer Erledigung. Die Versorgungsver­
waltung wird also in der Durdiführung dieser uner­
ledigten Anträge und der dritten Novelle zum Bundes­
versorgungsgesetz weiterhin überfordert bleiben. N idit 
nur die Kriegsopfer, sondern die gesamte öffentlidi- 
keit haben ein großes Interesse daran, daß gesetzlidie 
Regelungen für die Kriegsopfer nidit durdi unzu- 
reidiende Personalbesetzungen einen allzu langen Ab- 
widdungsprozeß durdizustehen haben.
Den Ansprudi der V ersorgungsbereditigten auf eine 
geredite Auswirkung des gestiegenen Sozialprodukts 
audi auf ihre Versorgungsbezüge w ird niemand ernst- 
lidi bestreiten können. Will man das Bundesversor­
gungsgesetz wohlwollend im Sinne des Gesetzgebers 
auslegen, w ird man in den V erw altungsvorsdiriften 
zu einer Vereinfadiung der Bestimmungen über den 
N adiweis der sidi verändernden Einkommensbezüge 
kommen müssen. W er die Durdiführung des Bundes­
versorgungsgesetzes im ganzen Bundesgebiet beobadi- 
ten konnte, w ird sidi mit Nadidrudc zur Sdiaffung 
einer Bundesversorgungsverwaltung bekennen.

Die Regelung der Reichsverbindlichkeiten
Ministerialdirigent Dr. Féaux de la Croix Bonn

W eim nadistehend von Reidisverbindlidikeiten die 
Rede ist, so werden hierunter nur soldie Ver- 

bindlidikeiten verstanden, die aut bürgerlidiem  Redit 
oder auf normalen staatlidien Verwaltungsmaßnah­
men beruhen (z. B.: Anleihen, Ansprüdie aus Kauf-, 
W erk- und Dienstverträgen, Ansprüdie aus dem Be­
am tenverhältnis, A nsprüdie aus öffentlidi-reditlidier 
Inansprudinahme, Ansprüdie auf Sdiadenersatz). N idit 
behandelt werden also Ansprüdie auf Entsdiädigung 
von Verlusten, die durdi NS-Verfolgungsmaßnahmen, 
durdi Kriegsmaßnahmen oder Eingriffe der Sieger- 
m ädite entstanden sind.

GEGENWÄRTIGE RECHTSLAGE 
Für die heutige Reditslage der Reidisgläubiger sind 
die Vorsdiriften einerseits des Umstellungsgesetzes, 
andererseits des Grundgesetzes entsdieidend. § 14 UG

bestimmt, daß Reidisverbindlidikeiten n id it umgestelU 
werden. Art. 134 Abs. 4 GG besagt, daß das N ähere 
über das Reidisvermögen durdi ein besonderes Aus­
führungsgesetz zu regeln ist. Die Reditsprediung hat 
auf diesen Reditsgrundlagen folgende Thesen ent- 
widcelt: Reidisverbindlidikeiten können zwar n id it 
gegen den Bund, wohl aber gegenüber dem nodi als 
fortbestehend zu betraditenden Reidi — jedenfalls in 
der Form der Feststellungsklage — geltend gem adit 
werden. Die Geltendm adiungssperre in bezug auf den 
Bund gilt jedodi nidit, soweit der Gläubiger einer 
RM -Reidisverbindlidikeit diese zur A ufredinung ge­
genüber einer Forderung des Reidis benutzt; Voraus­
setzung ist hierbei nur, daß sidi beide Forderungen 
sdion vor der W ährungsreform aufredienbar einander 
gegenüberstanden. Eine soldie A ufredinung mit 
Reidisverbindlidikeiten ist unter gewissen Umständen
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